Axel Baumgart Ackhof 4 


32689 Kalletal 


Telefon: 05755-968387 


An die 

Staatsanwaltschaft Bielefeld 

Rohrteichstraße 16 
33602 Bielefeld 

28.05.2015 

Antrag auf Wiederaufnahme der Ermittlungen im Verfahren Az.: 756 Js 979/12 aufgrund von Fak¬ 
ten und neuen Beweismitteln 


Sehr geehrter Herr Oberstaatsanwalt Brendel, 

1.) Einstellungsbescheid von Staatsanwalt Balke sachlich nicht haltbar 

Nachdem die Ermittlungen im Verfahren Az.: 756 Js 979/12 aufgrund meiner Beschwerde wieder¬ 
aufgenommen wurden, begründet Staatsanwalt Balke in seinem 2. Einstellungsbescheid vom 
18.02.2014 adressiert an meinen Rechtsanwalt Brachvogel die 2. Einstellung der Ermittlungen u.a. 
folgendermaßen: 

“Berücksichtigt habe ich auch die Strafanzeige Ihres Mandanten vom 01.10.2013, mit der Ihr Mandant letzt¬ 
lich dieselben Vorwürfe erhoben hat, nunmehr erweitert um die namentlich benannten Mitarbeiter der 
Bezirksregierung...” (Zitat Ende aus Schreiben von Staatsanwalt Balke an RA Brachvogel vom 

18.02.2014) 

Diese Aussage ist sachlich nicht haltbar. Meine Anzeige vom 22.7..2012 wegen Quecksilberkonta¬ 
mination (Az.: 756 Js 979/12) beschränkt sich auf die “Quecksilberkontamination durch Kohlever¬ 
brennung durch das Gemeinschaftskraftwerk Veltheim” (Zitat aus S. 1 meiner Anzeige vom 
22.7.2012), während meine 48 seitige Anzeige vom 01.10.2013 (ebenfalls Az.: 756 Js 979/12) sich 
nur auf 2 Seiten mit der Kohleverbrennnung beschäftigt. Auf 46 Seiten belegt meine Anzeige vom 
01.10.2013 die Manipulationen der am Genehmigungsverfahren beteiligten Fachleute und Behör¬ 
den zwecks Erschleichung einer Betriebserlaubnis zur Verbrennung von Klärschlamm und Sekun¬ 
därbrennstoffen. 

Dies als “dieselben Vorwürfe” (Schreiben von Staatsanwalt Balke an RA Brachvogel vom 
18.02.2014, S. 2) herunterzuspielen ist eine sachliche und fachliche Fehlleistung, die Besorgnis er¬ 
regt, umso mehr, da die Generalstaatsanwalt Hamm eine solche Fehlleistung mitträgt ( s. General¬ 
staatsanwaltschaft Hamm Az.: 2 Zs 737/14). 



2.) Bezirksregiegung Detmold (Hohnemann + Jahns) belügt die Staatanwaltschaft mit System 


Im Schreiben der Bezirksregierang Detmold vom 4.10.2012, Seite 3, an die Staatsanwaltschaft 
Bielefeld (Az.: 756 Js 979/12) täuschen Herr Hohnemann und Herr Jahns der Staatsanwaltschaft 
vor, daß der Quecksilberausstoß in die Luft durch die Blöcke 2+3 für das Jahr 2008 nur “7,45 kg 
Quecksilber” betragen habe. Das seien die Meßergebnisse für 2008, so die Bezirksregierung. Hier 
zeigt sich, wie arglistig Hohnemann und Jahns die Staatsanwaltschaft täuschen: Die Aussage von 
Jahns und Hohnemann, daß die Meßwerte für 2008 7,45 kg Quecksilber betragen würden, mag 
vielleicht in Block 3 abgelesen worden sein, läßt man Manipulationen der Meßgeräte durch das 
Gemeinschaftskraftwerk außer acht, denn Block 2 enthält gar keine Meßgeräte zur Messung von 
Quecksilberemissionen (!), was Hohnemann und Jahns der Staatsanwalt nicht nur hier, sondern auch 
in ihren Schreiben vom 13.12.2013 (Az.: 756 Js 979/12, Blatt 66) tunlichst verheimlichen. 

Hohnemann und Jahns besitzen sogar die Dreistigkeit, ihre Lüge von der 7, 45 kg Quecksilberemis¬ 
sion für 2008 (Schreiben der Bezirksregierung Detmold vom 4.10.2012, Seite 3, an die Staatsan¬ 
waltschaft Bielefeld (Az.: 756 Js 979/12)) in einem 13 seitigen Schreiben an die Staatsanwaltschaft 
vom 13.12.2013 (Az.: 756 Js 979/12, Blatt 66) zu bekräftigen und die Staatsanwaltschaft mit einer 
Masse an Material zu überhäufen, um von ihren Lügen und Manipulationen abzulenken. Sie schrei¬ 
ben am 13.12.2013 an die Staatsanwaltschaft (Az.: 756 Js 979/12, Blatt 66): 

“In unserer Stellungnahme vom 04.10.2012 wurde dargelegt, dass der direkte Umgebungsbereich des Kraft¬ 
werkes über den Luftpfad mit einer jährlichen Emissionsfracht von 7,45 kg Quecksilber belastet. Die jetzt 
eingebrachten Beweismittel ergeben keine Änderung unserer bisherigen Ausführungen.” (Zitat Ende) 

Lügen haben kurze Beine! Kurioserweise werden die soziopathischen (weil Mensch und Umwelt 
gefährdenden) Lügen von Hohnemann und Jahns von ihrem eigenen Vorgesetzten enttarnt. Herr 
Kunz, Abteilungsdirektor der Bezirksregierung Detmold für die Abteilung Umwelt und Arbeits¬ 
schutz, die sechs Dezernate umfaßt, darunter das Dezernat für Immissionsschutz, deren Leiter Herr 
Hohnemann ist und der Herr Jahns angehört, antwortet in seinem 19 seitigen Schreiben vom 
15.02.2015 auf meine Dienstaufsichtsbeschwerde gegen Herrn Hohnemann und Herrn Jahns (die 
Korrespondenz füge ich als Anlagen bei): 

“Der Betreiber des Kraftwerkes hat sich nach der Erteilung des Widerspruchsbescheides entschlossen, von 
der Genehmigung zur Mitverbrennung von Klärschlamm und Sekundärbrennstoffen im Block 2 keinen Ge¬ 
brauch zu machen. Gemäß der vorgenannten Nebenbestimmung... sind die entsprechenden Emissionsmess¬ 
geräte somit nur in dem Rauchgaskanal des Blockes 3 des Kraftwerkes eingebaut worden...” (Zitat Ende, 
S.3) 

Block 2 enthält also gar keine Emissionsmeßgeräte. Deshalb ist das Gerede von 7,45 kg Jahreslast 
Quecksilberemissionen eine schwere Amtsträgerlüge. Wo kein Meßgerät ist, kann auch nichts ge¬ 
messen werden. 

Warum lügen Herr Hohnemann und Herr Jahns wider besseres Wissen hier so systematisch? 

Und welche Defizite der Staatsanwaltschaft führen bisher immer wieder dazu, sich hier über den 
Tisch ziehen zu lassen? 



3.) Großes Theater der Bezirksregierung: Uberprüfen, was nicht überprüfbar ist. 

Ich werfe der Bezirksregierung Detmold vor, systematische Beihilfe bei der Erschleichung der Be¬ 
triebsgenehmigungen des Kraftwerkes Veltheim geleistet zu haben, mit entsprechenden Folgen für 
Mensch und Umwelt. In meiner Dienstaufsichtsbeschwerde vom 12.01.2015 (siehe Anlage) gegen 
Herrn Hohnemann und Jahns habe ich das auf 47 Seiten ausführlich begründet. 

In seiner Antwort an mich vom 16.02.2015, auf S. 10 (s. Anlage) behauptet Herr Kunz, Vorgesetzter 
von Herrn Hohnemann und Jahns, allen Ernstes, daß Plagiatgutachten mit systematisch fehlenden 
Quellenangaben trotzdem überprüfbar seien. Dieser Versuch, manipulierte Gutachten zu rechtferti¬ 
gen ist bodenloser Unsinn und kriminell. Plagiate und Gutachten ohne Quellenangaben lassen sich 
schlicht nicht prüfen. Alles andere wäre Betrug. Offenbar spielt die Abteilung Umwelt und Arbeits¬ 
schutz und das Dezernat für Immissionsschutz hier großes und hochbezahltes Theater: Man über¬ 
prüft, was nicht überprüfbar ist und gefährdet damit sowohl Mensch und Umwelt sowie die Rechts¬ 
sicherheit von Betriebsgenehmigungen. Hier läuft etwas ganz grundsätzlich falsch. 

Der Hinweis von Herrn Kunz, daß das Landesumweltamt ebenso verfahre (ebd. S. 10), zeigt nur, 
wie sehr der Lobbyismus die Behördenpraxis ethisch und fachlich verwahrlost hat. 

mit freundlichen Grüßen 


Axel Baumgart 


2 Anhänge 


Durchschrift an den Justizminister NRW 



